
Hierunter kann auch eine unwürdige, den Regeln des 
sozialistischen Zusammenlebens grob widersprechende 
Behandlung eines Gruppenmitglieds durch den Leiter 
oder dessen Familienangehörige insbesondere dann 
fallen, wenn es in dessen Haushalt lebt, wie es bei der 
Verklagten der Fall war. Die Beweiserhebung, die 
hierzu das Bezirksgericht bisher durchgeführt hat, hat 
nicht ergeben, daß ein so schwerer Verstoß durch den 
Kläger oder dessen Ehefrau Vorgelegen hat, der eine 
sofortige Auflösung des Vertragsverhältnisses recht- 
fertigen würde. Dabei ist davon auszugehen, daß insbe
sondere auch deshalb, weil durch einen solchen Schritt 
sehr weittragende Folgen ausgelöst werden, strenge An
forderungen an die Zulässigkeit einer derartigen Ver
tragsauflösung zu stellen sind. Im übrigen kann aber 
auch daran nicht vorbeigegangen werden, daß sich die 
Verklagte noch am 2. November 1967 wegen eines nicht 
näher bezeichneten Verhaltens schriftlich beim Klä
ger entschuldigt hat und daß sie am 22. November 1967 
den schriftlichen Artistenvertrag mit dem Kläger, der 
die nichtige Kündigungsklausel enthielt, abgeschlos
sen und dazu die Erklärung abgegeben hat, solange im 
Vertrag mit der Wurfnummer bleiben zu wollen, bis 
eine andere beim Kläger beschäftigte Artistin, die Zeu
gin F., ausgelernt hat.
Das Verhalten des Klägers und seiner Ehefrau, wie 
es sich im Ergebnis der vom Bezirksgericht durchge
führten Beweisaufnahme darstellt, kann allerdings 
ein Mitverschulden an der vorzeitigen Vertragsauf
lösung begründen, so daß dann aus diesem Grund dem 
Kläger nicht der volle Schadenersatz zusteht. Das hat 
das Bezirksgericht näher zu prüfen.
Nach § 254 Abs. 2 BGB war der Kläger auch verpflichtet, 
den ihm entstehenden Schaden abzuwenden oder doch 
zu mindern. Es wird deshalb in der erneuten Verhand
lung auch zu prüfen sein, ob und welche Möglichkeiten 
für den Kläger bestanden, mit den anderen Mitgliedern 
der Artistengruppe anstelle der Wurfnummer bereits 
während des Zeitraums der abgeschlossenen Tournee- 
Gastspielverträge eine ihnen zumutbare, unter Um
ständen früher schon gezeigte artistische Leistung ver
traglich zu binden und aufzuführen.
Sofern die Verklagte ihre Behauptung aufrechterhält, 
daß die Vergütung, die sie vom Kläger erhalten hat, 
zu niedrig gewesen sei, wäre auch das zu prüfen, wozu 
allerdings erforderlich sein würde, daß sie ihre im Ver
fahren erster Instanz global erklärte Aufrechnung 
spezifiziert.
Das alles hat das Bezirksgericht weiter aufzuklären — 
wobei es auch die Ausführungen in dem von der Ver
klagten im Kassationsverfahren eingereichten Schrift
satz in die Erörterungen einzubeziehen hat — und un
ter Berücksichtigung der hier dargelegten rechtlichen 
Erwägungen erneut zu würdigen. * 11
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